
Wer seine Betroffenheit schriftlich au Bern will, kann seine Reaktion
richten
- an den Herrn Erzbischof, 3, avenue Marie-Therese, L-2132 Lu-

xembourg
- an Pfarrer Jupp Wagner, 130, route de Trèves, L-6940 Niederan-

ven
- an die Pfarrei Niederanven, 130a, route de Trèves, L-6940 Nieder-

anven
- an unsere Redaktion, die sie dann weiterleitet.
Es ware sinnvoll zu prazisieren, ob das Schreiben verOffentlicht
werden dart. "forum" plant, gegebenfalls eine Sondernummer mit
Reaktionen zur Amtsenthebung von Jupp Wagner zu verOffentii-
chen.
Inzwischen zirkulieren auch auf Initiative des Info-Video-Zentrums
Unterschriftenlisten mit der Bitte an den Erzbischof, von diesem

1••nnnn1101

Glawe fonnt hatten a file sech elo widder de Kapp
gestouss. Wei een un den Ennerschreften gesait, ge-
heieren eng Rei Leit zur Por, dei net do wunnen, mee
dei op iergendeng Maneier Kontakt font hun an et
wichteg fannen matzemaachen.
Har Beschof, "Ut unum lint", as dat Art Uleies?

Josee (29. Abrel 1991)

Har Franck, Are Leitsproch as "Ut„unum sint", fir
dass mer eens solle sin . Mee op dei do Maneier geet
et net.

Dei Virwerf, dei dem Jupp gemaach gin, betreffen
net direkt d'Por, an duerfir froen ech mech, firwat et
him net erlaabt war, och warn hien d'Pensioun huet,
nach e Steck Wee mat eis ze goen. A mengen Ae war
dat vum pastorale Plang eng gudd Leisung, well et
Ong eventuell erlaben, en Iwwergank ze schafen zu
enger neier Situatioun. Wann z.B. e Geeschtlechen
zoustanneg get fir e puer Poren, geng dat erlaben,
dass elo net e staarke Broch war, mee dass mer eis
gengen kenneleieren, zesummeschaffen an no a no
zesummen ennerwee waren. Mir kennen net einfach
dee Wee elo zreck goen, op deem mir schon esou
laang ennerwee sin. A fir eis Kanner hu mir bei hirer
Daf en Engagement geholl, a mir sin hinnen an eis et
schelleg, dass mer probeiere weiderzefueren. Et sin
emmerhin op d'mannst 50 Kanner enger 12 Joer.

Et si natiirlech no desen Evenementer ganz vill Re-
aktioune komm, vu Bestierzung, Roserei bis zur Iw-
werleung aus esou enger Kiirch auszetrieden. Ver-
schidde Leit soen, dass si duerch d'Por erem zum

Verstaatlichung oder
Arzteschwemme?

Welche Gefahren drohen dem Luxemburger
Gesundheitswesen?

Seit diese Zeitschrift besteht, versucht "forum" jeder Art von Blockdenken entgegenzuwirken. Beim
aktuellen Konflikt zwischen den Berufsorganisationen der Arzte (AMMD) und dem Ministerium fur
Soziale Sicherheit war eine gewisse Erstarrung der Fronten eingetreten. Gegenseitige Unterstellungen,
der reziproke Vorwurf, an festgefiigten Denkschemen festzuhalten, der Austausch von Schlagworten
und der billige Versuch, die Patienten fiir eine Seite zu vereinnahmen, machten nicht nur eine sachliche
Auseinandersetzung unmaglich, sondern erlaubten auch AuBenstehenden kaum noch, Verstindnis fur
die eine oder andere Seite aufzubringen. Eine eigene Meinungsbildung rid umso schwerer, als auch
die etablierte Presse während Wochen ihrer Aufgabe, einem breiten Publikum zu erkl5ren, worum es
bei diesem Konflikt geht, nicht nachkam. "forum" startete daher den Vu-such, Staatssekretarin Mady
Delvaux-Stehres und zwei Arzte, einen Allgemeinpraktiker und einen Radiologen, miteinander ins
Gespriich zu bringen.
Inzwischen hat sich allerdings einiges getan. In der Tagespresse erschienen Artikel, die die Grundziige
des Gesetzesprojektes sowie die Hauptkritiken der Arzteschaft darstellten. Und die Konfliktpartner
reden auch wieder miteinander. Angesichts der langen Produktionszeiten von "forum" schnitten wir
daher Fragen an, die nicht schon in drei Wochen iiberholt sein werclen. Es ging uns eher um Hinter-
grun din formation, langfristige Entwicklungstendenzen, Alternativeri. Das Gesprach, das am 30. April
1991 stattfand, dauerte zwei Stunden. Wir veraffentlichen hier einige wichtige Passagen zu kruzialen
Punkten der aktuellen Diskussion. Falls die aktuelle Notwendigkeit dazu noch besteht, wollen wir in
der niichsten Nummer auf andere Aspekte einer in der Tat 5ullerst koirnplexen Materie zuriickkom-
men.

Das Finanzproblem

forum: Zunachst zur Hauptstofirichtung des Reform-
projekis: Frau Staatssekretarin, welche Mittel sieht

das Gesetzesprojekt vor, um das Finanzproblem der
Krankenkassen zu leisen?

Staatssekretarin Mady Delvaux-Stehres: Da s
Problem ist eigentlich komplexer als die Aussage
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vom Defizit der Krankenkassen. Wir haben die
Zahlen von 1990 noch nicht, d.h. wir arbeiten im Au-
genblick auf der Basis von Previsionen. 1989 batten
wir ein Defizit von 300-400 Mio. Franken. Dieses
Defizit wird voraussichtlich limner groBer. Das ein-
fachste Mittel, urn ein Defizit zu decken, besteht
darin, mehr Einnahmen zu tatigen und augenblick-
lich sieht das Gesetz auch vor, daB die Beitrage, falls
sie die Einnahmen nicht mehr decken, erhOhtwerden
miissen. Das ist in den letzten Jahren nicht gemacht
worden. Die Regierung miiate die Beitrage Ober ein
Reglement grand-ducal neu festlegen und erbOben.

Das zweite Problem ist, daB der Staat fiber die be-
riihmten Artikel 67 und 68 des "Code des Assurances
sociales" (CAS) die Krankenkassen mitfinanziert.
Art. 67 besagt, daB der Staat fur die schweren Risiken
aufkommen muB (Dialyse, Sport- und Verkehrsun-
Mlle ohne Verantwortung enter Drittperson, usw.).
Ober diese Behandlungskosten stellen die Kranken-
kassen eine Rechnung auf, die der Staat bezahlen
muB. Art 68 besagt, daB alle Kosten, die die Rentner
verursachen, die fiber ihre Beitragszahlung hinausge-
hen, vom Staat Obernommen werden. D.h. die Bei-
trage der Krankenkassen sind eigentlich berechnet
auf die Aktiven. Die Beitrage der Aktiven miissen die
Kosten der Alctiven decken. Die Rentner haben einen
hOheren Verbrauch an medizinischen Giitern und
verursachen dernentsprechend mehr Kosten. Dabei
sind die Renten in der Regel niedriger als die Gehal-
ter. Diese Differenz zwischen Beitragen und Kosten
muB der Staat decken.

Der Anteil des Staates aufgrund des Art. 68 wird mit
jedem Jahr groBer. Deshalb ist bier ein Ansatzpunkt
der Reform, der besagt, daB der Anteil des Staates
pauschal im Verhaltnis zu den Beitragen festgelegt
wird. 1989 betrug der Anteil des Staates, aufgrund
des Art. 67 und 68 sowie aufgrund seiner Beteiligung
an den Verwaltungskosten, 38,5% der Ausgaben der
Krankenversicherung. Das Reformprojekt sieht vor,
daB der Staat 40% der Einnahmen bezahlt und daB

die Haushalte der Krankenkassen im Gleichgewicht
sein miissen, damit der Anteil des Staates an den
Krankenkassen, den er fiber Art. 68 schuldet, nicht
unbegrenzt steigt. Das 1st die finanzielle Reform. Es
ist eine ganz neue Art der Finanzierung der Kranken-
kassen. Die Beteiligung des Staates und die Beitrage
sind jetzt gekoppelt: Die Beteiligung des Staates
betragt 40% der Beitragssumme; wenn also die Bei-
trage steigen, steigt automatisch die staatliche Betei-
ligung.

forum: Einer der Streitpunkte ist nun: Weshalb will
der Swat seine finanzielle Mitwirkung auf 40% be-
schriinken?

Staatssekretarin: Es gibt zwei Moglichkeiten: Ent-
weder wir lassen das Finanzloch weiter wachsen,
dann muB der Staat eines Tages mehr als 50 % decken
und dann haben wir das Krankenkassenwesen ver-
staatlicht. Das lauft auf eine Fiskalisierung hinaus,
die die Verwaltung der Kassen durch Patronat und
Gewerkschaften hinfallig Yacht.

Es gibt kein Land in Europa in dem der Staat 40%
der Krankenkassen tragt. Die Frage ist also, ob man
das Kra nkenversicherungswesen fiskalisieren (Ober
Steuereinnahmen finanzieren) will, oder ob man es
bei der Beitragszahlung belaBt. Wir haben daftir
optiert, nicht zu fiskalisieren, erstens weil das, wie
schon erwahnt, auf eine Verstaatlichung hinauslauft,
zweitens well dann die Budgetlogik zum Tragen
konunt, d.h. so lange wie der Staat reich ist, stellt sich
kein Problem, aber in Krisenzeiten, wenn drastische
Sparmafinahmen ergriffen werden miissen, reduzie-
ren sich die Mittel fiir das Krankenkassenwesen. Es
gibt Theorien, die nachweisen, daB die Gehaltermas-
se regelmaBiger in ihren. Bewegungen ist als ein
Staatsbudget, das groBere Schwankungen kennt.

Radiologe: Das ist auch das Problem bei der dual isti-
schen Finanzierung der Krankenhauser. Wenn der
Staat, wie das in unserem Subsidiengesetz vorgese-

Hans Sigg
in: Weltwoche Das Problem der Krankenversicherung geht einer Lesung entgegen: Mehr Eigenleistung
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Wenn ich eine
Medezin
betreiben will,
die nicht im
Schnellver-
fahren
Patienten
behendelt,
stoBe ich an
die Grenzen
der Liberalitht
dieser
Medizin.

hen ist, automatisch einen Teil der Finanzierung
Investitionen bzw. Konstruktionen der Krankenhau-
ser iibernimmt, ist die Gefahr groB, daB in schlechten
Zeiten keine Investitionsmittel vorhanden sind.

Staatssekretdrin: Ja, das Beitragssystem ist sicherer.
Natiirlich ist es ungerechter...

Radiologe: ... da liegt natiirlich ein Streitpunkt: Die
Arzte sagen: Durch die Begrenzung seiner Beteili-
gung entzieht sich der Staat dem schweren Risiko
und seinen Verpflichtungen den alten Menschen ge-
geniiber, denn angesichts der zunehmenden Uberal-
terung unserer Bevolkerung, werden die Ausgaben
nach Art. 68 steigen.

Staatssekretdrin: Ja, das 1st eine der Hauptkritiken,
nicht nur der Artzeschaft, bier herrscht Einstimmig-
keit zwischen Patronat, Gewerkschaften und Artzen
gegen die geplante Reform.

forum: Und was spricht gegen eine Erhohung der
Beitrage?

Staatssekretdrin: Nichts. Sie werden erhOht.

Radiologe: ... nachdem sie acht Jahre lang nicht
erhOht worden sind.

Kassen, von dem wir hier sprechen, bezieht sich
allein auf Aufwendungen fur medizinische Leistun-
gen und hat nichts mit den Krankengeldern zu tun.
Denn das Krankengeld ist je nach Berufsgruppe
anders organisiert. Staats- und Privatbeamten haben
eine Lohnfortzahlung. Das gibt es bei den Arbeitern
nicht, die erhalten ein Krankengeld und deshalb
zahlen die auch einen besonderen Beitrag nur fur
dieses Krankengeldl. Und diese Buchhaltung lauft
auch gesondert. Der Krankengeldbeitrag ist auch vor
drei Jahren erhiiht worden und ist ungefahr im
Gleichgewicht zu den Ausgaben. Hier herrscht oft
Unkenntnis und das fiihrt dann zu solchen falschen
Behauptungen, idaB die Krankgeschriebenen die
Krankenkassen belasten. Das stimmt nicht.

Die Zahl der Arzte
forum: Vorhin wurde als Argument gegen eine Stei-
gerung des staatlichen Finanzbeitrags eingewendet,
das laufe auf eine schleichende Verstaatlichung des
Krankenwesens hinaus. Nun werfen aber die Arzte
ihrerseits dem Gesetzesprojekt vor, es betreibe eine
verkappte Verstaatlichung des Gesundheitswesens.
Wie ist das zu verstehen?

Allgemeinpraktiker: Das war eine politische Ent-
scheidung, die sowohl das Patronat als auch die Ge-
werkschaften zufrieden stellte, dean es erhOhte die
Konkurrenzfahigkeit unserer Wirtschaft gegeniiber
derjenigen der Nachbarlander.

Staatssekretdrin: Hier muB man klarstellen, daB die
Beitrage nicht erhOht wurden, weil wir eine giinstige
wirtschaftliche Situation hatten. Es sind viele Ar-
beitsplatze geschaffen worden, die vielen Grenzgan-
ger, die bier arbeiten und Beitrage bezahlen, belasten
die Krankenkassen nicht in demselben MaBe, denn
es handelt sich um eine Population im besten Alter.
Die Gehaltermasse 1st in den ganzen Jahren gestie-
gen, so daB, auch wenn die Beitrage nicht erhOht
worden sind, doch die Einnahmen der Krankenkas-
sen gestiegen sind. Das erklart, weshalb es iiberhaupt
moglich war, so lange zu wirtschaften ohne die Bei-
trage anzuheben. Jacques Santer, der 1982 Minister
fur Soziale Sicherheit war, sagte, daB die damals ge-
troffenen MaBnahmen als Ubergangslosung gelten
sollten, denen eine Strukturreform }Atte folgen
miissen. Diese ist aber leider nie in Angriff genom-
men worden.

Heute ist das Patronat mit einer Beitragserhohung
nur einverstanden, wean sie verbunden ist mit einer
strukturellen Reform der Krankenkassen.

Radiologe: Ich mOchte zuriickkommen auf die Jahre
87 und 88. Damals ging es der ARBED schlecht. Die
Krankenkasse der ARBED hatte ein Defizit von 500
Mio. aufzuweisen. Viele Leute sind damals in den
Vorruhestand geschickt worden, die zuvor schon In-
val idenrente bezogen haben. Diese Ausgaben flie13en
heute in die Risikogemeinschaft mit ein und das ist
eine der Ursachen, warum die Krankenkassen heute
so schlecht da stehen.

Staatssekretdrin: Das ist nicht ganz richtig, denn die
Geldleistungen (Krankengeld, Invalidenrente) sind
nicht Tell der Risikogemeischaft. Das Defizit der

Staatsselcretiirin: Diesen Widerspruch verstehe ich
auch nicht.

Allgemeinpraktiker: Was verstehen Sie unter "mede-
cine liberale"?

Staatssekrettirin: Eine "medecine liberale", wie wir
sie in Luxemburg haben, beruht auf den Prinzipien,
daB ein Arzt sich niederlassen kann, wo er will, daB
die Patienten sich frei ihren Arzt aussuchen kennen,
daB der Arzt a l'acte oder pauschal fur seine Inter-
vention bezahlt wird, und daB er die freie Wahl der
Therapie ("liberte therapeutique") hat; letztes gilt al-
lerdings auch fur den angestellten Arzt.

Allgemeinpraktiker: Andererseits haben wir hier in
Luxemburg den "conventionnement general et obli-
gatoire", d.h. jedcr Arzt, der seinem Beruf bier nach-
geht, muB notwendigerweise mit der Krankenkasse
konventioniert sein und er muB sich an die vorge-
schriebenen Tarife halten. Wenn ich nun eine
Medezin betreiben will, die nicht im Schnellverfah-
ren Patienten behandelt, sondern sich beispielsweise
Zeit laBt, auf den einzelnen Patienten einzugehen,
oder wenn ich aus sozialen Griinden fur einen be-
stimmten Eingriff, der nur 5 Minuten dauert, das
dafiir vorgesehene Honorar nicht frage, stoBe ich an
die Grenzen der Liberalitat dieser Medizin.

Staatssekretdrin: Das ist eine grundsatzliche Infrage-
stellung der "medecine liberale", wie wir sie hier
kennen. Es hat aber nichts mit dem gegenwartigen
Reformprojekt zu tun.

Allgemeinpraktiker: Bei den Begriffen "medecine li-
berale" denkt man natiirlich auch an die Mechanis-
men von Nachfrage und Angebot. Die sind aber hier-
zulande total verfalsicht. Erstens 1st eine Krankenkas-
se da, die die Kosten zuriickerstattet, d.h. die
Nachfrage 1st sichergestellt. Insofern unterscheiden
die Arzte sich von anderen Freiberuflern, etwa den
Anwalten.
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Wenn wir das
Problem der

"dêmographie
medicale H im

Griff hatten,
ware alles
einfacher.

Die Regierung fOrdert die Nachfrage. Die Schuld
das Finanzloch wird aber einseitig bei den Anbietern
gesucht. Die Philosophic des Reformprojektes lautet:
die Gesamtsumme der Akte muB die gleiche bleiben

Staatssekretiirin: Stein des AnstoBes ist der Art. 71
des Gesetzesprojekts, der sehr kurzgefaBt ist und den
wir wahrscheinlich klarer ausformulieren miissen.
Gegenstand der Verhandlungen bei der Aufstellung
des nachsten Budgets der Krankenkasse ist die Zahl
der Akte. Daraus wird geschlossen, daB diese Zahl
heruntergesetzt werden muB. Wir haben vier Parame-
ter, urn die Honorarmasse zu erhoben und diviidieren
durch die Zahl der Akte. Die Zahl der Akte basiert
auf einer Schatzung. Wenn die Zahl der Akte sich
parallel zu den vier Parametern erhOht, entwickeln
die Gesundheitstarife sich parallel zur allgerneinen
wirtschaftlichen Entwicklung. Wenn aber die Anzahl
der Akte schneller steigt, was sich erst na ch 2-3
Jahren herausstellt, muB die Zahl der Akte hOher ver-
anschlagt werden. Die Diskussion geht um die Schat-
zung dieser Anzahl der Akte.

Radiologe: Das Problem ist, daB es Sektoren (z.B. die
Krankenhauser) gibt mit fixem Budget und andere
(z.B. "moyens curatifs") mit offenem Budget,.

Radiologe: Da muB ich Ihnen recht geben, die Demo-
graphic als Parameter und die Freiheit, sich in
unserem Land als Arzt niederzulassen, hatte eine un-
geheure Sogwirkung zur Folge. Aber ich miichte zu
bedenken geben: wir stehen nicht allein da mit
unserem Problem, unsere Nachbarlander haben die
gleichen Sorgen. Nur haben wir, verglichen mit
unseren drei Nachbarn, das denkbar schlechste
System, mit den meisten Zwangen, aber ohne Sicher-
heitsventil. Die Belgier kennen die Moglichkeit des
"deconventionnement": wenn der Patient drei- bis
viermal den Mindestlohn verdient, diirfen andere
Tarife erhoben werden. Die Franzosen haben den
"secteur 2", in dem 25% der Aktiven sich befinden.
Deutschland hat das Kassenarztsystem mit be-
schrankter Zulassung. Wir hier haben den "conven-
tionnement general, obligatoire et stricte", ohne jede
Zulassungsbeschrankung. Zur Zeit scheiden pro Jahr
10 Arzte aus und es kommen 40 neue hinzu.

forum: Ware die Losung ein "numerus clausus"?

Radiologe: Nein, das will ich nicht sagen. Das ist eine
mogliche Losung...

forum: Welche Losung wird denn in der Arzteschaft
erwogen oder diskutiert?

Staatssekrettirin: Ja, aber auch die miissen auf Schat-
zungen beruhen. Zurtick zu dem Vorwurf wir hatten
nur die Arzte im Visier. Es gibt eigentlich drei groBe
Kategorien. Erstens, die Krankenhauser. die Kran-
kenkassen miissen alles bezahlen, was erlaubt ist.
Uber die Genehmigungen des Gesundheitsministe-
riums gibt es eine Begrenzung; fur die zur Verfiigung
gesteliten Mittel. Es wird ein Haushalt pro Kranken-
haus aufgestellt, es werden Normen fur den Material-
und Personalbedarf des einzelnen Krankenhauses
aufgestellt. Wenn in diesem Rahmen einem Kran-
kenhaus Herzchirurgie zuerkannt wurde, muB die
Krankenkasse diesbeziigliche Interventionen bezah-
len. Dadurch gibt es bei den Krankenhausern eine
Beschrankung des Angebots.

Zweitens, die Arzte. Das groBe Problem bei den
Arzten ist, daB es keinen "numerus clausus" gibt.

Drittens, fur die therapeutischen Mittel (Medika-
mente, Heilgymnastik usw.) gibt es die Begrenzung
in der Form der Verschreibung durch den Arzt. Nur
die Kosten werden riickerstattet, die fib- Medikamen-
te aufgewendet wurden, die durch einen Arzt ver-
schrieben worden sind. Hier kennen wir nicht durch
"numerus clausus" in die "liberte therapeutique" ein-
greifen. DaB sich die Zahl der Krankenhausbetten be-
rechnen und festsetzen laBt, leuchtet ein, aber daB die
Zahl der heilgymnastischen Dienstleistungen festge-
legt wird, da bin ich dagegen.

Radiologe: Wir haben ein Problem mit der "demo-
graphic medicale", und dieses Problem wird im Ge-
setzesprojekt nicht gelost.

Staatssekretiirin: Das ist in der Tat eines der zentra-
len Probleme. Aber wenn wir die Zahl der Arzte als
Parameter im Art. 71 eingefiihrt hatten, wurde das
bedeuten, die Honorarmasse beliebig vergrOBern, je
nach Zuwachs der Arzteschaft. Das ist aber wirklich
schlecht vorstellbar.

Radiologe: Kehler weiB, wie das demographische
Problem eingebaut werden kann.

Staatssekretiirin: Wenn wir das Problem der "demo-
graphic medicale" im Griff batten, ware alles einfa-
cher.

Allgemeinpraktiker: In den Nachbarlandern sind
Bremsen eingebaut. Z.B. muB man in Deutschland
eine bestimmte Zeit lang installiert sein, urn als Kas-
senarzt zugelassen zu werden. Hier ist alles offen,
jeder kann sich installieren

Staatssekretarin: Die Niederlassung ist nicht das
Problem, die Konventionierung ist das Problem.

forum: Und wenn man auch nicht konventionierte
Arzte zulassen wurde?

Allgemeinpraktiker: Bei den Kollegen, den Allge-
meinpraktikern, henscht eine allgemeine Verdros-
senheit. Wir mOchten ein ordentliches Einkommen.
90% der General isten miichten verstaatlicht werden,
ein Gehalt wie die Sekundarlehrer erhalten und dann
ginge es ihnen besser als jetzt. Als Allgemeinmedi-
ziner muB man sich viel Zeit nehmen, urn eine Dia-
gnose zu erstellen, man muB mit den Leuten sprechen
und dabei haufig Sprachbarrieren tiberwinden. Die
Patienten miissen griindlich untersucht werden.
Dann sind etwa 80% des Problems des Patienten ein-
gekreist. Daftir braucht man ohne weiteres 40
Minn ten und das kostet dann 585 F, brutto! 'Wer, mit
einer vergleichbaren Ausbildung, arbeiteit fur ein
solches Bruttoeinkommen? Die logische Folge ware
nun: die Patienten miissen schneller durch die Praxis
geschleust werden. Also nicht mehr ausftihrliche
tersuchung und Gesprach, sondern Verschreiben von
Analysen, Röntgen usw. um am Ende vielleicht her-
auszufinden, daB nichts vorlag.

forum: Und die Krankenkasse muff mehr bezahlen.
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Radiologe: Bei den Allgemeinpraktikern verdienen
ca. 20% der Arzte eine Million oder weniger brutto.
Wenn man da alle Unkosten und Unannehmlichkei-
ten, die speziell fiir diese Berufsgruppe sind, abzieht,
dann verdient er weniger als ein Brieftrager.

forum: Bei der Kontroverse urn die Reform geht es
im Kern doch urn finanzielle Probleme und nicht so
sehr um hehre Prinzipien, wie die Stellungnahmen
und Leserbriefe der Arzte es im Anfang ihrer Aktion
darstellten.

Allgemeinpraktiker: Warum springen Sie nicht auf
unseren Vorschlag, die Generalisten zu verbeamten?

Staatssekretiirin: Weil damit das Problem nicht
gelost wird ...

Radiologe: Das wird noch mehr kosten!

Staatssekretiirin: Nein, das will ich nicht sagen. Doch
dann ist der "numerus clausus" perfekt, und daneben
haben wir trotzdem frei niedergelassenen Arzte. Au-
Berdem kann ich mir die Arzte nicht als Staatsbeam-
ten vorstellen, sondern hOchstens als Privatbeamten
der Krankenkassen.

Allgemeinpraktiker: Ha uptsache wir erhalten ein
festes Gehalt. AuBerdem waren auf diesem Weg
MiBbrauche leichter zu ahnden

Staatssekretiirin: Ich bin mir nicht sicher, daB die
gesamte AMMD Ihre Meinung teilt. Ich bin in der
Tat der Meinung, daB sich bei den Allgemeinprakti-
kern gesonderte Probleme stellen, von denen die Spe-
zialisten nicht betroffen sind. Bei den Generalisten
machen allgemeine Untersuchungen und Kranken-
besuche 92% ihres Einkommens aus, weil sie keine
"actes tarifes" verabreichen. Dieses Problem muB in
unserem Projekt noch gesondert behandelt werden
und einer anderen Liisung zugefiihrt werden. Bei den
Verhandelungen muB ich aber aufpassen, mich nicht
dem Vorwurf a uszusetzen, die Arzteschaft spa lten zu
wollen.

Eine Losung besteht sicher darin, daB die Kranken-
kassen nur mehr eine beschrankte Zahl von Arzten
zulassen. Alle anderen sind dann nicht mehr konven-
tioniert. Man muB aber keineswegs an einen Beam-
tenstatus fur die Arzte denken, um die Zahl in den
Griff zu bekommen. Ein "d6conventiomiement" im-
pliziert meines Erachtens aber auch, daB die Kran-
kenversicherung nicht mehr obligatorisch ist.
Welche Patienten gehen sonst zu einem nicht-kon-
ventionierten Arzt?

zeugt, daB wir in den kommenden Jahren dariiber
nachdenken miissen.

Radiologe: Dann werden nach deutschem Muster
auch private Zusatzversicherungen entstehen
miissen. Ich glaube es wird auch regionale Unter-
schiede geben: ln der Hauptstadt kann ich mir sehr
gut eine zum Teilnicht-konventionierte Med izin vor-
stellen, der es trotzdem finanziell sehr gut geht. Das
muB in Ettelbiiick oder auf dem Lande nicht der Fall
sein.

Staatssekretiirin: Auch die Risikogemeinschaft der
Krankenversicherungen wiirde z.B. dadurch in Frage
gestellt. Zuvor ist ohne Zweifel eine Grundsatzdis-
kussion notwendig. Akut ist heute eine Reform der
Krankenkassenfinanzierung und ihrer Verwaltung.
Dazu gibt es doch auch positive Ansatze im vorlie-
genden Projekt, auch wenn keineswegs alle Proble-
me der Krankenkassen damit gelOst sein werden.

Beide Arzte: Ohne Zweifel. Aber wir haben den Ein-
druck, daB im jeligen Projekt nur einseitig die Arzte
an die Leine genommen werden sollen. Scharfere
Kontrollen sind durchaus zu begrUBen, aber auch die
Patienten, die Spitaler miissen ihren ihren Beitrag
leisten.

Frapar
in: temoignage chretien

Radiologe: In Belgien kiinnen die nicht-konventio-
nierten Arzte ein beliebiges Honorar verlangen,
wahrend den Patienten die Arztkosten nach dem
Krankenkassentarif zurtickbezahlt werden.

Allgemeinpraktiker: An ein "deconventionnement"
denkt ja aber niemand im ernst

Staatssekretarin: Der Gesundheitsminister hat kiirz-
lich der AMMD die Frage gestellt. Doch das Problem
ist nicht mit einem Schlagwort zu Risen. Ein solches
System impliziert eine vollige Umstrukturierung
unseres Krankenkassenwesens; sowas kann man
nicht Hals Ober Kopf einfiihren. Doch ich bin iiber-

mai 1991

Staatssekretiirin: In der Tat sind im Projekt nur Sank-
tionen fur die Arzte vorgesehen, weil diese Regeln
fur alle Krankenkassen gelten miissen. Fur die Pa-
tienten sollen aber auch Strafen vorgesehen werden
bei MiBbrauchen, cloch diese MaBnahmen sollen die
einzelnen KranIkerdcassen autonom regeln in ihren
Statuten. Und cliese Statuten IcOnnen erst nach In-
krafttreten des Gesetzes ausgearbeitet werden.

Unser Kommentar:

Uns drangte sich aus dem Gespriich zumindest eine
Schluf3folgerung aup Von einer schleichenden Ver-
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staatlichung der Medizin, die den beiden sozialisti-
schen Regierungsmitgliedern von gewissen Arzten,
aber auch im sog. katholischen Milieu unterstellt
wirc4 kann im Projekt keine Rede sein. Daft es zumin-
dest bei den Allgemeinpraktikern auch Kleinverdie-
ner gibt, wurde von der Staatsselcretiirin anerkannt.
Warum wollte die AMMD berechtigte finanzielle
Forderungen hinter einer Prinzipiendiskussion ver-
stecken?

In den obigen Ausschnitten nicht behandelt wird die
Verwaltungsreform der Krankenkassen, die insbe-
sondere der Staatsbeamtengewerkschaft auf dem
Magen liegt. Darauf u.a.m. kiinnen wir in der flitch-
sten "forum"-Nummer zurackkommen.

Keine Zeit blieb uns, die u.E. mindestens so wichtigen
Themen der nicht-medizinischen bzw. alternativ-me-

dizinischen Therapien (vgl. "forum" Nr. 95/1987)
und der Priiventivmedizin anzusprechen: KOnnte
eine verstiirkte Forderung der sog. "medecines
douces" nicht auch zur Kosteneindammung im Ge-
sundheitswesen beitragen? Warum aber weigern
sich die Krankenkassen, viele dieser Methoden anzu-
erkennen und die Kosten zurackzuerstatten? Und
sollen Staat und Krankenkassen nicht mehr Geld in
die Vermeidung von Krankheitsursachen investie-
ren, um so nicht nur zur Sanierung der Kranhenkas-
sen, sondern direkt zur Gesundheit der Burger bei-
zutragen. 1st es nicht paradox, wenn die Quaiitat der
medizinischen Versorgung daran gemessen wird,
wieviele Arzte es pro Einwohner gibt, wieviele Akte
sie setzen kOnnen, statt darauf hinzuarbeiten, daft sie
tendenziell iiberflassig werden?

Chiles Kinder
Seit dem 11. Marz 1990 ist Chile wieder ein freies und demokrati-
sches Land. Trotz ailer Anstregungnen der neuen Regierung wird
es aber Hoch einige Zeit dauem bis sie die miserable wirtschaftliche
Situation der Armen in den Griff bekonunt, die die Militiirdiktatur
saint leeren Kassen fur Sozialprogranune und einem unsozialen
Arbeitsrecht hinterlassen hat.

Eine fiinflaipfige Delegation von "Chiles Kinder" wird sich Mitte
Mai ein Bild von der Lage machen kiiimen, wenn sie - auf eigene
Kosten - einen vierzehntatigen Abstecher nach dem Andenstaat
machen wird. Wir werden unsere Freunde besuchen, deren Arbeit
wir schon seit Jahren solidarisch begleiten: die Luxemburger Patres
Julien Braun und Louis Letsch sowie die deutschen Entwicklungs-
heifer Jurgen Schiibelin und Karoline Mayer.

Zusanunen werden wir iiberlegen, welche Schritte wir in Zukunft
gehen miissen, die uns naher an dieVerwirklichung unserer Vision
von einer solidarischen und gerechteren Welt bringen werden.

Spendeneinnahnien (11.11.90-15.4.91)
Dritte-Welt-Woche in Bettemburg (Nov. 90)
Subsidien vom Lux. Staat
PrSmien und Zinsen
Verkauf von Karten
2 Kollekten (Clemency)
zum Gedenken an J.P. P. (Bettemburg)

an H. E. (Lux.)
J. M. W. (Crauthem)

Taufgaben A. R. (Bettemburg)
N. G. (Bettemburg)
M. S. (Remick)

Anonyme Spenden
Einzelspenden
Total:
All unsern Spendem sei auf herzlichste gedankt!

1

63
:150
97
29
15
42
57

117
23
25
26
26

501
197

904
724
998
260
755
200
450
850
000
600
100
000
384
225

Uberweisungen an Chiles Kinder asbl CCP 89773-48 oder fiber
den Fonds d'aide au developpement CCP 1144-77
mit dem Vermerk: "Don en faveur de Chiles Kinder asbl"
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Wat as lass?
Stage de danses folkloriques, organise par le FORUM DES ARTS
a l'Auberge de Jeunesse de Marienthal du 1 er au 11 septembre
1991

Plusieurs niveaux de difficulte
Exercices d 'improvisation
Exercices de dechiffrage et de notation
Demonstration "live" par l'ENSEMBLE SZAPORA
Representation devant public au Centre Marienthal avec tous les
participants

14

Certaines danses accompagnees par les musiciens de LUXEM-
BOURG PERCUSSIONS
Hora ire intens if
Animateurs: Wagner Carlo, Prim Josiane, Scherer Andreas, Char-
pentier Gerard
Prix: 9 500 FB pour les dix jours comprenant logement, repas et
cours
Date limite d'inscription: 8.7.1991
Renseignements: Tel.: 45 81 64
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